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(3) Der Vorsitzende kann ungeeignete oder nicht zur Sache gehörige 
Fragen zurückweisen.

(4) Gegen die Zurückweisung einer Frage durch den Vorsitzenden 
können die Beteiligten die Entscheidung des Gerichts anrufen.

§230
Befragung des Angeklagten

Nach der Vernehmung jedes Zeugen, Vertreters des Kollektivs, Sach
verständigen oder Mitangeklagten sowie nach der Wiedergabe jeder 
Aufzeichnung und der Besichtigung jedes Beweisgegenstandes ist der 
Angeklagte zu befragen, ob er dazu Erklärungen abzugeben habe.

§231
Ausschließung des Angeklagten

(1) Das Gericht kann, wenn zu befürchten ist, daß ein Mitangeklagter 
oder ein Zeuge bei seiner Vernehmung in Gegenwart des Angeklagten 
nicht die Wahrheit. sagen werde, diese Vernehmung in Abwesenheit 
des Angeklagten durchführen. Der Vorsitzende hat den Angeklagten nach 
dessen Rückkehr darüber zu unterrichten, was während seiner Abwesen
heit verhandelt worden ist.

(2) In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn das Gericht den Ange
klagten wegen ordnungswidrigen Benehmens zeitweise von der Verhand
lung ausgeschlossen hat.

§232
Ausschließung des jugendlichen Angeklagten oder 

des Erziehungsberechtigten
(1) Das Gericht kann die Vernehmung von Mitangeklagten, Zeugen 

sowie andere Beweiserhebungen in Abwesenheit des jugendlichen Ange
klagten durchführen, wenn bei Anwesenheit des jugendlichen Angeklag
ten Nachteile für seine Erziehung zu befürchten sind. Er ist von dem, 
was in seiner Abwesenheit verhandelt wurde, zu unterrichten, soweit 
es für seine Verteidigung erforderlich ist.

(2) Das Gericht kann Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte des 
jugendlichen Angeklagten zeitweilig von der Verhandlung ausschließen, 
wenn zu befürchten ist, daß der jugendliche Angeklagte in Gegenwart 
der genannten Personen nicht die Wahrheit sagen wird.

§233
Zeitweise Ausschließung der Öffentlichkeit

(1) Für die Dauer der Vernehmung eines Kindes kann im Interesse des 
Kindes und der Feststellung der Wahrheit durch Gerichtsbeschluß die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen werden.

(2) Das Ergebnis der Vernehmung ist nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit bekanntzugeben.


